
 

 

 

Satzung Studentische Rechtsberatung Trier e. V. (SRT) 

Stand 25. Juli 2022 

 

§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr  
  
(1) Der Verein führt den Namen „Studentische Rechtsberatung Trier e. V.“ (Abkürzung:  
„SRT e. V.“).  
  
(2) Der Verein hat seinen Sitz in Trier. 
  
(3) Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 
  
§ 2 Zweck, Gemeinnützigkeit des Vereins  
  
(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im  
Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung.  
  
(2) Zweck des Vereins ist die Förderung der Berufsbildung einschließlich  
Studentenhilfe sowie insbesondere das Heranführen der Studierenden an die  
beratende Rechtspraxis. Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch  
die unentgeltliche Rechtsberatung durch Studierende der juristischen Fakultät für  
bedürftige Personen zu Fragen und Problematiken des Zivilrechts. 
  
(3) Der Verein ist selbstlos tätig. Er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche  
Zwecke.  
  
(4) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet  
werden. Die Mitglieder dürfen keine Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als  
Mitglieder auch keine sonstigen Zuwendungen aus Mitteln des Vereins erhalten.  
  
(5) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind,  



 

 

oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.  
  
(6) Alle Inhaber von Vereinsämtern sind ehrenamtlich tätig.  

(7) Der Verein besteht aus  

a) ordentlichen Mitgliedern (§ 3 der Satzung) und 

b) Fördermitgliedern (§ 7 der Satzung), 

gemeinsam als „Mitglieder“ bezeichnet. 
  

§ 3 Erwerb der ordentlichen Mitgliedschaft  
  
(1) Ordentliches Mitglied des Vereins kann jede volljährige natürliche Person werden.   
  
(2) Die Aufnahme in den Verein ist schriftlich beim Vorstand zu beantragen. Der  
Vorstand entscheidet über den Aufnahmeantrag nach freiem Ermessen. Eine  
Ablehnung des Antrags muss er gegenüber dem Antragstellenden nicht begründen.  
  
(3) Die Mitgliederversammlung kann Mitglieder oder sonstige Personen, die sich  
durch besonderes Engagement für den Verein hervorgetan haben, zu  
Ehrenmitgliedern auf Lebenszeit ernennen.  
  
§ 4 Beendigung der Mitgliedschaft  
  
(1) Die Mitgliedschaft endet:  
  
1. mit dem Tod des Mitglieds,  
2. durch freiwilligen Austritt,  
3. durch Streichung von der Mitgliederliste oder  
4. durch Ausschluss aus dem Verein.  
  
(2) Der Austritt ist schriftlich gegenüber dem Vorstand zu erklären. Der Austritt kann  
nur mit einer Frist von drei Monaten zum Ende des Geschäftsjahres erklärt werden.  
  
(3) Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstandes von der Mitgliederliste  
gestrichen werden, wenn es trotz zweimaliger Mahnung mit der Zahlung des  
Beitrages im Rückstand ist. Die Streichung darf erst beschlossen werden, nachdem  
seit der Absendung des zweiten Mahnungsschreibens ein Monat verstrichen ist und  
die Beitragsschulden nicht beglichen sind. Die Streichung ist dem Mitglied  
mitzuteilen.  
  
(4) Ein Mitglied kann, wenn es gegen die Vereinsinteressen gröblich verstoßen hat,  
durch den Beschluss des Vorstandes aus dem Verein ausgeschlossen werden. Vor  
der Beschlussfassung ist dem Mitglied unter Setzung einer angemessenen Frist  
Gelegenheit zu geben, sich persönlich vor dem Vorstand oder schriftlich zu  
rechtfertigen. Eine schriftliche Stellungnahme des Betroffenen ist in der  
Vorstandssitzung zu verlesen. Der Beschluss über den Ausschluss ist mit Gründen  
zu versehen und dem Mitglied schriftlich bekannt zu machen. Gegen den  



 

 

Ausschließungsbeschluss des Vorstandes steht dem Mitglied das Recht der  
Berufung an die Mitgliederversammlung zu. Die Berufung hat aufschiebende  
Wirkung. Die Berufung muss innerhalb einer Frist von einem Monat ab Zugang des  
Ausschließungsbeschlusses beim Vorstand schriftlich eingelegt werden. Ist die  
Berufung rechtzeitig eingelegt, so hat der Vorstand die Entscheidung über die  
Berufung der nächsten Mitgliederversammlung vorzulegen. Macht das Mitglied von  
dem Recht der Berufung gegen den Ausschließungsbeschluss keinen Gebrauch  
oder versäumt es die Berufungsfrist, so unterwirft es sich damit dem  
Ausschließungsbeschluss mit der Folge, dass die Mitgliedschaft als beendet gilt.  
 

(5) Ausschlussgründe 

Ein gröblicher Verstoß gegen die Vereinsinteressen liegt insbesondere vor, wenn 

a) das Mitglied einen Monat nach Bestätigung der Mitgliedschaft nicht den Beratervertrag oder eine 
entsprechende Geheimhaltungsvereinbarung unterzeichnet hat, es sei denn, dass dieser Umstand 
nicht von ihm zu vertreten ist; 

b) das Mitglied nach der Übernahme/Zuteilung eines Falls und nach zweimaliger Aufforderung durch 
den Vorstand sich weigert das Mandat zu bearbeiten; 

c) das Mitglied innerhalb von zwei Wochen nicht auf Anfragen des Vorstandes reagiert, es sei denn, 
dass dieser Umstand nicht von ihm zu vertreten ist; 

d) das Mitglied öffentliche Äußerungen kundgibt, die im krassen Missverhältnis zu den Interessen 
und Werten des Vereins steht; 

e) das Mitglied entgegen den Weisungen des Vorstands handelt oder 

f) das Mitglied gegen seine Pflichten aus der Beratervereinbarung bzw. der 
Geheimhaltungsvereinbarung verstößt. 

g) das Mitglied gegen die Vorgaben des Beraterhandbuchs verstößt 

§ 5 Rechte und Pflichten der Mitglieder  
  
(1) Jedes ordentliche Mitglied hat das Recht, die Einrichtungen des Vereins zu nutzen und an  
den gemeinsamen Veranstaltungen teilzunehmen. Jedes ordentliche Mitglied hat gleiches  
Stimm- und Wahlrecht in der Mitgliederversammlung.  

 
(2) Jedes Mitglied hat die Pflicht, die Interessen des Vereins zu fördern,  
insbesondere regelmäßig seine Mitgliedsbeiträge zu leisten und, soweit es in seinen  
Kräften steht, das Vereinsleben durch seine Mitarbeit zu unterstützen.  
 
§ 6 Mitgliedsbeiträge  
  
(1) Von den ordentlichen Mitgliedern werden Beiträge erhoben. Die Höhe des Jahresbeitrags und  
dessen Fälligkeit werden von der Mitgliederversammlung bestimmt.  
  
(2) Ehrenmitglieder, und Fördermitglieder sind von den Jahresbeiträgen befreit.  

 



 

 

§ 7 Fördermitglieder 

(1) Neben der ordentlichen Mitgliedschaft besteht die Möglichkeit einer Fördermitgliedschaft. 
Fördermitglied kann jede volljährige natürliche Personen oder juristische Personen werden. 
Fördermitglieder unterstützen den Verein durch finanzielle und/oder ideelle Förderung. 

(2) Fördermitglieder dürfen an den Mitgliederversammlungen teilnehmen, sind jedoch weder stimm- 
noch wahlberechtigt. 

(3) Der Inhalt der Förderungsmitgliedschaft, insbesondere die Höhe des Jahresbeitrages, wird von 
jedem Fördermitglied zum Zeitpunkt des Beitritts festgelegt und in der Beitrittserklärung schriftlich 
festgehalten. 

(4) Die Vorschriften dieser Satzung über die Mitgliedschaft gelten für Fördermitglieder sinngemäß, 
sofern sich nicht aus dem Wortlaut etwas anderes ergibt. 
  
§ 8 Organe des Vereins  
  
Organe des Vereins sind die Mitgliederversammlung und der Vorstand.  
  
§ 9 Der Vorstand  
  
(1) Der Vorstand des Vereins besteht aus mindestens einer Person, nach Möglichkeit  
drei Personen, nämlich:  
  
1. Vorsitzende(r)  
2. Stellvertretende(r) Vorsitzende(r)  
3. Vorstand für Finanzen  
  
(2) Die Vorstandsmitglieder vertreten den Verein gerichtlich und außergerichtlich  
jeweils einzeln. Der Vorstand kann den ordentlichen Mitgliedern umfassende  
Vollmachten erteilen.   
  
§ 10 Die Aufgaben des Vorstandes   
  
(1) Dem Vorstand des Vereins obliegt die Vertretung des Vereins nach § 26 BGB und  
die Führung seiner Geschäfte. Er hat vor allem folgende Aufgaben:  
  
1. Vorbereitung der Mitgliederversammlungen und Aufstellung der  
Tagesordnungen  
2. Einberufung der Mitgliederversammlung  
3. Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung nach § 12  
4. Die Verwaltung des Vereinsvermögens und die Anfertigung des  
Jahresberichts  
5. Beschlussfassung über Aufnahme, Streichung und Ausschluss von  
Mitgliedern 
  
(2) Sofern die Zuständigkeit in einer Angelegenheit nicht ausdrücklich der  
Mitgliederversammlung zugewiesen ist, so ist der Vorstand in dieser zuständig. Der  
Vorstand ist nicht an Weisungen der Mitgliederversammlung gebunden.  
  



 

 

§ 11 Amtsdauer des Vorstandes  
  
(1) Die Mitglieder des Vorstandes werden von der Mitgliederversammlung für die  
Dauer von einem Jahr einzeln gewählt. Mitglieder des Vorstandes können nur  
Mitglieder des Vereins sein; mit der Mitgliedschaft im Verein endet auch die  
Mitgliedschaft im Vorstand. Die Wiederwahl oder die vorzeitige Abberufung eines  
Mitglieds durch die Mitgliederversammlung ist zulässig. Ein Mitglied bleibt nach  
Ablauf der regulären Amtszeit bis zur Wahl seines Nachfolgers im Amt.  
   
(2) Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus dem Vorstand aus, so sind die verbleibenden  
Mitglieder des Vorstandes berechtigt, ein Mitglied des Vereins bis zur Wahl des  
Nachfolgers durch die Mitgliederversammlung in den Vorstand zu wählen.  
  
§ 12 Beschlussfassung des Vorstandes  
  
(1) Der Vorstand fasst seine Beschlüsse im Allgemeinen in Vorstandssitzungen, die  
von dem Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung vom stellvertretenden  
Vorsitzenden, schriftlich, per E-Mail oder auf einem sonstigen im Vorstand  
vereinbarten Kommunikationsweg einberufen werden. In jedem Fall ist eine  
Einberufungsfrist von drei Tagen einzuhalten. Einer Mitteilung der Tagesordnung  
bedarf es nicht.   
  
(2) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn die Mehrheit der gewählten  
Vorstandsmitglieder anwesend ist. Bei der Beschlussfassung entscheidet die  
Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet die  
Stimme des Leiters der Vorstandssitzung. Die Vorstandssitzung leitet der  
Vorsitzende, bei dessen Verhinderung der stellvertretende Vorsitzende.   
  
(3) Die Beschlüsse des Vorstandes sind zu protokollieren. Die Niederschrift soll Ort  
und Zeit der Vorstandssitzung, die Namen der Teilnehmer, die gefassten Beschlüsse  
und das Abstimmungsergebnis enthalten.  
  
(4) Ein Vorstandsbeschluss kann auf schriftlichem Wege gefasst werden, wenn alle  
Vorstandsmitglieder ihre Zustimmung zu der beschließenden Regelung erklären.  
  



 

 

§ 13 Die Mitgliederversammlung  

 
(1) In der Mitgliederversammlung hat jedes ordentliche Mitglied eine  
Stimme. Die Mitgliederversammlung ist für folgende Angelegenheiten zuständig:  

 
1. Entgegennahme des Jahresberichts des Vorstandes, Entlastung des  
Vorstandes  
2. Festlegung der Höhe und der Fälligkeit des Jahresbeitrags  
3. Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstandes  
4. Beschlussfassung über Änderung der Satzung und über die Auflösung des  
Vereins  
5. Beschlussfassung über die Beschwerde gegen die Ablehnung des  
Aufnahmeantrags, sowie über die Berufung gegen einen  
Ausschließungsbeschluss des Vorstandes  
6. Ernennung von Ehrenmitgliedern  

(2) Die stimmberichtigten Mitglieder können ihre Stimme auf ein anderes stimmberechtigtes 
Mitglied übertragen. Kein Mitglied darf mehr als zwei andere Mitglieder vertreten. Die 
Stimmübertragung ist schriftlich gegenüber dem Versammlungsleiter zu erklären. 

§ 14 Die Einberufung der Mitgliederversammlung  
  
(1) Mindestens einmal im Jahr, möglichst im letzten Quartal, ist vom Vorstand eine  
ordentliche Mitgliederversammlung einzuberufen. Die Einberufung erfolgt schriftlich  
unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen und unter Angabe der Tagesordnung.  
Mitgliederversammlungen werden grundsätzlich als Präsenzversammlungen  
abgehalten. Sofern keine zwingenden gesetzlichen Bestimmungen entgegenstehen,  
können Mitgliederversammlungen in anderer Form auch ohne Anwesenheit der  
Mitglieder an einem Versammlungsort, insbesondere im Wege jeder Art von  
Telekommunikation und Datenübertragung, in virtuellen Versammlungen mit  
audiovisueller Datenübertragung („virtuelle Mitgliederversammlung“) und auch in  
Kombination verschiedener Verfahrensarten („gemischte Mitgliederversammlung“)  
abgehalten werden. Hierauf ist in der Ladung hinzuweisen.   
  
(2) Die Tagesordnung setzt der Vorstand fest. Jedes stimmberechtigte Vereinsmitglied kann bis  
spätestens eine Woche vor der Mitgliederversammlung beim Vorstand schriftlich eine  
Ergänzung der Tagesordnung beantragen. Über den Antrag entscheidet der  
Vorstand. Über Anträge zur Tagesordnung, die vom Vorstand nicht aufgenommen  
wurden oder die erstmals in der Mitgliederversammlung gestellt werden, entscheidet  
die Mitgliederversammlung mit der Mehrheit der Stimmen der anwesenden  
Mitglieder; dies gilt nicht für Anträge, die eine Änderung der Satzung, Änderungen  
der Mitgliedsbeiträge oder die Auflösung des Vereins zum Gegenstand haben.  
  
§ 15 Die Beschlussfassung der Mitgliederversammlung  
  
(1) Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung  
vom stellvertretenden Vorsitzenden, oder einem anderen Vorstandsmitglied geleitet.  
Ist kein Vorstandsmitglied anwesend, bestimmt die Versammlung den Leiter. Bei den  
Wahlen kann die Versammlungsleitung für die Dauer des Wahlgangs und der  



 

 

vorhergehenden Diskussion einem Wahlausschuss übertragen werden.  
Der Protokollführer wird vom Versammlungsleiter bestimmt. Die Art der Abstimmung  
bestimmt der Versammlungsleiter.   
  
(2) Die Mitgliederversammlung fasst Beschlüsse im Allgemeinen mit einfacher  
Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen; Stimmenthaltungen bleiben dabei  
außer Betracht. Zur Änderung der Satzung ist jedoch eine Mehrheit von zwei Dritteln  
der abgegebenen gültigen Stimmen, zur Auflösung des Vereins eine solche von vier  
Fünfteln erforderlich. Eine Änderung des Zwecks des Vereins kann nur mit  
Zustimmung aller Mitglieder beschlossen werden.   
  
(3) Bei Wahlen ist gewählt, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen  
Stimmen erhalten hat. Hat niemand mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen  
Stimmen erhalten, so findet zwischen den beiden Kandidaten, die die meisten  
Stimmen erhalten haben, eine Stichwahl statt. Gewählt ist dann derjenige, der die  
meisten Stimmen erhalten hat. Bei gleicher Stimmenzahl entscheidet das von dem  
Versammlungsleiter zu ziehende Los.  
  

(4) Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen,  
das vom jeweiligen Versammlungsleiter und dem Protokollführer zu unterzeichnen  
ist. Es soll folgende Feststellungen enthalten: Ort und Zeit der Versammlung, die  
Person des Versammlungsleiters und des Protokollführers, die Zahl der  
erschienenen Mitglieder, die Tagesordnung, die einzelnen Abstimmungsergebnisse  
und die Art der Abstimmung. Bei Satzungsänderungen soll der genaue Wortlaut  
angegeben werden. Ergibt sich der genaue Wortlaut zu einer Satzungsänderung aus  
einer Anlage zum Protokoll, so muss auch die Anlage zum Protokoll vom  
Versammlungsleiter und vom Protokollführer unterzeichnet werden.  
  
§ 16 Außerordentliche Mitgliederversammlungen  
  
Der Vorstand kann jederzeit eine außerordentliche Mitgliederversammlung  
einberufen. Diese muss einberufen werden, wenn das Interesse des Vereins es  
erfordert oder wenn die Einberufung von einem Drittel aller Mitglieder schriftlich unter  
Angabe des Zwecks und der Gründe zum Vorstand verlangt wird. Für die  
außerordentliche Mitgliederversammlung gelten die vorstehenden Bestimmungen  
entsprechend.  
  
§ 17 Auflösung des Vereins, Beendigung aus anderen Gründen, Wegfall  
steuerbegünstigter Zwecke  
  
(1) Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung mit der in §  
14 festgelegten Stimmenmehrheit beschlossen werden. Sofern die  
Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, ist jedes Vorstandsmitglied  
vertretungsberechtigter Liquidator. Die vorstehenden Vorschriften gelten  
entsprechend für den Fall, dass der Verein aus einem anderen Grund aufgelöst wird,  
oder seine Rechtsfähigkeit verliert.  
  
(2) Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter  



 

 

Zwecke fällt das Vermögen des Vereins an die Universität Trier, die es unmittelbar  
und ausschließlich für gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke zu  
verwenden hat.  
  
(3) Die vorstehenden Bestimmungen gelten entsprechend, wenn dem Verein die  
Rechtsfähigkeit entzogen wurde.  
  
§ 18 Salvatorische Klausel  
  
(1) Sofern Bestimmungen aus der Vereinssatzung gegen Regelungen des geltenden  
Rechts verstoßen, sind nur diese Vorschriften unwirksam, ohne die Wirksamkeit der  
gesamten Vereinssatzung zu berühren.  
  
(2) Im Übrigen gelten die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches. 
 


